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Forscher sehen Vorteile in neuen Kernkraftwerken
Ein Bericht des Bundes beleuchtet die Entwicklung der Nukleartechnologie – und leitet daraus brisante Erkenntnisse für die Schweiz ab

DAVID VONPLON

Wo steht die Kerntechnologie, was die
Sicherheit, die Kosten und die Wirt-
schaftlichkeit anbelangt? Und wann ist
mit dem Durchbruch neuartiger Reak-
toren zu rechnen? Antworten auf diese
Fragen gibt ein Bericht, den das Bun-
desamt für Energie vergangene Woche
still und leise im Internet publiziert hat.
Verfasst haben das Grundlagenpapier
im Auftrag des Bundes die führenden
Kernforscher dieses Landes, darunter
die ETH-Professorin Annalisa Manera
und Andreas Pautz, der Leiter des Be-
reichs Nuklearenergie am Paul-Scher-
rer-Institut. Es dürfte sich dabei um das
umfangreichste Schweizer Kompendium
zur Kernkraft der letzten zehn Jahre
handeln. Das sind die wichtigsten Er-
kenntnisse der Kernforscher:

Die Kernkraft erlebt grosses Comeback
Ja. Die internationale Atomenergieagen-
tur geht in ihrem neusten Jahresausblick
davon aus, dass sich die installierte Kern-
kraftkapazität bis 2050 mehr als verdop-
peln wird. Sie korrigierte ihre Prognose
damit zum dritten Mal in Folge nach
oben. Das höchste Wachstum verzeich-
net China, wo derzeit 27 Kernkraftwerke
gebaut werden, es folgen Indien (7) und
die Türkei (4). In Europa befinden sich
derzeit 9Anlagen im Bau, insgesamt sind
in zwölfEU-LändernKernkraftwerkege-
plant. ImGegensatz dazu sehen bloss vier
Länder einenAusstieg aus der Kernener-
gie vor,wobei nur Deutschland sämtliche
Reaktoren endgültig stillgelegt hat.

Weltweit wurden nicht zuletzt nach
dem Ukraine-Krieg mehrere Initiativen
zur Förderung der Kernenergie gestartet.
So etwa im Rahmen der EU-Kernener-
gie-Allianz, bei der 16 Länder den Auf-
bau einer integrierten Nuklearindustrie
planen. In den USA wurde ebenfalls ein
Investitionsplaneingeführt zurFörderung
der Kerntechnologie, namentlich von so-
genannten kleinenmodularenReaktoren
(SMR). Zudem wurde bei sechs Reakto-
ren die Laufzeit auf 80 Jahre verlängert
und ein 2022 stillgelegtes Kernkraftwerk
wieder in Betrieb genommen.

Auch Kernkraftwerke können in
Rekordzeit gebaut werden
Nein.Die meisten der derzeit im Bau be-
findlichen Kernkraftwerke gehören der
dritten Generation an. Es handelt sich
zum grössten Teil um bewährte Leicht-
wasserreaktoren, die gewöhnliches Was-
ser als Kühlmittel verwenden. Insgesamt
sind weltweit 38 solche Reaktoren in Be-
trieb, ihr Bau nahm im Schnitt acht Jahre
in Anspruch. Das ist nur unwesentlich
mehr als bei Reaktoren der vorangegan-
genen Generation. Die allgemeine Mei-
nung,dass dieBauzeiten für neuereKern-
kraftwerkedrastisch zugenommenhätten,
stimmt laut den Studienautoren nicht. Es

seiwiederholt nachgewiesenworden,dass
ein schlüsselfertigesSystemheute inweni-
ger als sechs Jahren Bauzeit bereitgestellt
werden könne. Dies allerdings unter der
Voraussetzung,dass eine funktionierende
Lieferkette für die wichtigsten Kompo-
nenten aufgebaut werden kann.

DiebeidenneustenKernkraftwerke in
Europa, die Anlagen in Olkiluoto (Finn-
land) und Flamanville (Frankreich), nah-
men allerdings viel mehr Zeit in An-
spruch: Ihre Bauzeit betrug 18 bezie-
hungsweise 16,5 Jahre. Dass der Bau so
lange dauerte, führen die ETH-Forscher
darauf zurück, dass es sich um Pionier-
projekte handelte nach einer jahrzehnte-
langen Pause von Neubauprojekten und
die Fertigungskapazitäten sowie auch
Lieferketten wiederaufgebaut werden
mussten. Hinzu kam, dass etwa in Finn-
land dieAufsichtsbehörden noch bis weit
in die Bauphase hinein erheblicheÄnde-
rungenamDesignderAnlageverlangten.

Kernkraft ist nicht teurer als andere
Energien
Gemäss der Studie beziffern wissen-
schaftliche Quellen – darunter das Paul-
Scherrer-Institut – die Stromgestehungs-
kosten vonneuenKernkraftwerkenauf 7
bis 12RappenproKilowattstunde.Diese
hängen indes stark von der Bauzeit ab:
Bleibt diese unter 8 Jahren, seienKosten
von 7 Rappen erreichbar. Gemäss den
Wissenschaftern liegt dieserWert imBe-

reichderGestehungskostender erneuer-
baren Energien in der Schweiz.Laut der
Studie geben die Gestehungskosten je-
doch nur ein unvollständiges Bild ab.
Werden auch die Systemkosten dazu-
gezählt,die es beimAusbauderErneuer-
baren braucht – etwa den Ausbau des
Netzes oderNachrüstungen in Speicher-
technologien –, schneidet die Kernener-
gie besser ab. Handfeste Zahlen für die
Schweiz dazu gibt es jedoch nicht. Eine
umfassende Studie über das Schweizer
Energiesystem, das auch verschiedene
Szenarien für denEinsatz vonKernener-
gie einbezieht, wurde nie erstellt.

Das ist eineFragederPerspektive.Der
neueReaktor inOlkiluotokostete 11Mil-
liardenFranken,jener inFlamanville 13,2
Milliarden. Diese hohen Kapitalkosten
müssen jedoch laut den Studienautoren
im Verhältnis zur produzierten Energie
betrachtet werden. Ein einzelner Reak-
tor dieser Grösse produziert mehr als
12 Terawattstunden pro Jahr. Zum Ver-
gleich: Um die gleiche Jahresleistung
mit alpinem Sonnenstrom zu erreichen,
brauchte es 780Anlagen von der Grösse
vonGondosolar.DieKostendieserAnla-
genwürden sichgemässdenStudienauto-
ren auf 29 Milliarden Franken belaufen.

Die Nuklearforscher der ETH räu-
men indes ein, dass die hohen Kapital-
kosten grosserKernkraftwerke «eineder
grössten wirtschaftlichen Herausforde-
rungen der Kernenergie» darstellten, da

sie die Zahl potenzieller privater Inves-
toren verringere.Häufig hätten sich des-
halb in der Vergangenheit Regierungen
als Eigenkapitalgeber,Kreditgeber oder
durch politische Massnahmen beteiligt.
Das dürfte auch beim Bau eines neuen
Kernkraftwerks nötig sein.

Kernkraft wird immer sicherer
Bei Kernkraftwerken, die heute gebaut
werden, ist die Wahrscheinlichkeit für
einen Kernschaden und die Freisetzung
erheblicher Mengen an Radioaktivität
um einVielfaches kleiner als bei den be-
stehenden, nachgerüsteten Kraftwerken
in der Schweiz. Sie verfügen über soge-
nannte passive Sicherheitssysteme, die
nicht auf externe Energiezufuhr und
Eingriffe durch den Betreiber angewie-
sen sind.DasAuftreten schwerer Unfall-
folgen mit Kernschmelze, die zur Frei-
setzung radioaktiver Substanzen führen
könnte, wird gemäss den Wissenschaf-
tern praktisch ausgeschlossen.

Reaktoren in Kleinformat sind auf dem
Vormarsch
Gemäss der Kernenergieagentur der
OECD könnten Kernreaktoren in
Kleinformat bereits 2035 bis zu 9 Pro-
zent der weltweiten Kapazität an neuen
Kernkraftwerken ausmachen. Noch je-
doch sind SMR erst in Russland und
China in Betrieb. In den USA, Kanada
und Frankreich befinden sich jedoch

mehrere solcher Anlagen im Bau oder
warten auf die Genehmigung.

SMR zeichnen sich dadurch aus, dass
sie aufgrund der geringeren Grösse der
Anlage niedrigereKapitalkosten auswei-
sen und in der Fabrik gefertigt werden
können, was die Arbeiten auf der Bau-
stelle reduziert. Zudem weisen sie eine
höhere Flexibilität auf und können da-
her einfacher in ein Energiesystem mit
erneuerbaren Energien integriert wer-
den. In westlichen Ländern sollen erste
SMR, die wie die Grossreaktoren Was-
ser alsKühlmittel verwenden,gemässden
ETH-Forschern ab 2030 oder sogar noch
früher kommerziell betrieben werden.

Die ETH-Kernforscher erwähnen im
Bericht, dass SMR aufgrund ihrer hohen
Sicherheitsstandards und des kleinen
radioaktiven Inventars von den Behör-
den als Anlagen mit geringem Risiko
eingestuft werden könnten. Sie könnten
deshalb nicht unter das Verbot für die
Einreichung eines Rahmenbewilligungs-
gesuchs für neue Kernkraftwerke fallen.

Eine neue Generation von Kernkraft-
werken steht vor dem Durchbruch
Die meisten der derzeit gebauten Reak-
torenwerdenmitWasser gekühlt.Die ab-
geführteWärmewirddazugenutzt,Strom
zu produzieren. Neuere Reaktoren je-
doch sollenmitGas, flüssigemMetall wie
Natrium oder Blei oder geschmolzenem
Salz gekühlt werden. Viele dieser neu-
artigen Reaktortypen sind laut dem Be-
richt vielversprechend.Die Hoffnung ist,
dass diese eine höhere Effizienz aufwei-
sen, weniger Brennstoffe benötigen und
die Menge an hochradioaktivem Abfall
reduziert werden kann.

Diverse dieser Reaktortypen stehen
kurzdavor,gebaut zuwerden.IndenUSA
hat vorkurzemeinamerikanischesUnter-
nehmendasBaugesuch für einennatrium-
gekühlten SMR eingereicht, die Anlage
soll noch vor 2030 realisiert werden. In
China steht derweil ein experimenteller
Flüssigsalzreaktor vordemStart,dernicht
nur deutlich sicherer als herkömmliche
Leichtwasserreaktoren sein, sondern als
Brennstoff auchThorium verwenden soll,
das in derNatur in viel grösserenMengen
vorkommt als Uran.

Versorgungmit Uran ist nicht gefährdet
Die ETH-Forscher erwarten keine lang-
fristigen Risiken für die Versorgungs-
sicherheit der Schweiz mit Kernbrenn-
stoffen. Natürliche Uranreserven seien
eine weitverbreitete Ressource und wür-
den für die nächsten Jahrhunderte rei-
chen. Auch gehen sie davon aus, dass
die durch den Ukraine-Krieg ausgelös-
ten Unsicherheiten dazu führen werden,
dass im Westen die Versorgungskette
mit Brennstoffen erweitert wird. Hinzu
komme,dass in Zukunft vermehrt andere
Brennstoffe mit einem grösseren Ener-
giepotenzial verwendet werden dürften.

Das finnische Kernkraftwerk Olkiluoto 3 ging 2023 ans Netz, der Bau nahm fast 20 Jahre in Anspruch. R. REKOMAA / BLOOMBERG / GETTY

Eine einsatzfähige Armee per 2050?
Bei ihren Sparvorschlägen für den Bund hat die Expertengruppe Gaillard eine brisante Idee lanciert: Die Armeeausgaben sollen weniger stark wachsen

SELINA BERNER

«Wir haben überall Sparpotenzial gefun-
den», verkündete Serge Gaillard, ehe-
maliger Direktor der Finanzverwaltung
des Bundes, letzten Donnerstag. Ein hal-
bes Jahr hatte die vom Bundesrat einge-
setzte Expertengruppe den Bundeshaus-
halt unter die Lupe genommen.Resultat:
60 Massnahmen in fast allen Bereichen.
2027 könnten gegenüber der bisherigen
Planung rund4MilliardenFrankeneinge-
spart werden, 2030 gar 5 Milliarden. Bür-
gerliche begrüssen den Bericht, die Linke
ist empört.Von einem «Frontalangriff auf
die soziale Schweiz» spricht die SP, die
Grünen von einemAbbauprogramm.

Der Bericht zeigt eindrucksvoll: Der
Bund könnte sparen – wenn die Politik
nicht wäre. Wie viele der vorgeschlage-
nen Massnahmen am Ende tatsächlich
Mehrheiten erzielen, ist ungewiss. Die
Budgetdebatte des letzten Jahres zeigte

eindrucksvoll, wie schwierig es werden
könnte. Deshalb hat die Finanz-Exper-
tengruppe noch zwei Nebenvariantenmit
alternativen Optionen erarbeitet, für den
Fall, dass das Parlament nicht genug Spar-
vorschläge ihrer Hauptvariante umsetzt.

Breites Fähigkeitsprofil

In der einen Variante stellt die Gruppe
zusätzlicheEinnahmen zurDiskussion, in
der andereneineReduktionbeimArmee-
budget,das in derHauptvariante unange-
tastet bleibt. Diese zweite Variante gibt
viel zu reden. Gemäss Planung soll das
Armeebudget bis im Jahr 2035 1 Prozent
des Bruttoinlandproduktes betragen, so-
mit wächst es zwischen 2026 und 2032
um durchschnittlich 6,14 Prozent. Die
Finanzexperten spielen in ihrem Bericht
mit einem 4,25-Prozent-Szenario, wobei
sich dieArmee auf Bedrohungen aus der
Luft und imCyberraumbeschränken soll.

Dies war eine alternative Strategie in der
Armeebotschaft 2024,welchederBundes-
rat verworfen hatte. Die Landesverteidi-
gung solle sich ausrichten auf hybride
Konfliktführung, militärische Bedrohun-
genausderDistanzundeinengleichzeitig
auftretenden Angriff. Der Ständerat be-
stätigte dieses Fähigkeitsprofil.

Die Gruppe Gaillard stellt diese Ent-
scheide mit ihrer Nebenvariante nun in-
frage. Sie geht davon aus, dass das Risiko
einesumfassendenmilitärischenAngriffs
auf die Schweiz gering ist. Zudem führe
das angestrebte breite Fähigkeitsprofil
derArmeedazu,dass vonanderenDepar-
tementen erhebliche Sparanstrengungen
verlangtwerdenmüssten.DieGruppehat
deshalb beimVerteidigungsdepartement
(VBS) angefragt, was eine Budgetreduk-
tion auf 4,25 Prozent bedeuten würde.
Das VBS antwortete:Verglichen mit der
heutigen Planung würden Lücken beim
direkten (Panzer) und indirekten Feuer

(Artillerie) länger bestehen.Auch Mittel
zur bodengestützten Verteidigung wür-
den nicht erneuert. Die Nebenvariante
der Finanzexperten würde gemäss VBS
dazu führen,dass dieArmee erst um2050
verteidigungsfähig wäre statt wie heute
vom Bundesrat vorgesehen 2040.

Für Bürgerliche keine Option

Für bürgerliche Politiker ist dies keine
Option, sie möchten das Armeebudget
schneller als der Bundesrat auf 1 Pro-
zent des BIP erhöhen, nämlich per 2030
statt 2035. «Wir befinden uns jetzt schon
ineinemCyberkriegundmüssennachrüs-
ten. Es fehlt an allen Ecken und Enden»,
sagt der Mitte-Nationalrat Reto Nause.
AuchSVP-NationalratMichaelGötte,der
in der Finanz- sowie in der Sicherheits-
politischen Kommission (SiK) des Natio-
nalrates sitzt, sieht dies so: «Nachdem der
Armee zwanzig Jahre lang die Mittel ent-

zogen wurden, sind die sicherheitspoliti-
schen Risiken nun zu gross, um hier wei-
ter zu sparen.» Für die SP-Nationalrätin
Priska Seiler Graf, die Präsidentin der
SiK,zeigt derBericht hingegen,dass eine
schnellere Erhöhung desArmeebudgets
kaum zu bewerkstelligen ist: «Die Spar-
gruppe macht deutlich: Der Kurs des
Bundesrates ist richtig. Es braucht eine
Nachrüstung der Armee, aber finanz-
politisch können wir 2030 nicht verant-
worten.» Für die bürgerliche Mehrheit
im Parlament ist dies jedoch der einzig
gangbare Weg. Uneins ist man sich bei
der Frage,woher das Geld kommen soll.

Die Gaillard-Gruppe hat den Bun-
deshaushalt ohne Scheuklappen über-
prüft. Nun ist das Parlament am Zug.
Die Verlangsamung des Wiederaufbaus
der Armee dürfte keine Mehrheit fin-
den. Im gegenwärtigen sicherheitspoli-
tischen Umfeld ist sie vor allem eines:
eine akademische Gedankenspielerei.
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Zürcher Eltern bezahlen zu viel für Klassenlager
Der Preisüberwacher rüffelt den Kanton – das Volksschulamt bleibt gelassen

ROBIN SCHWARZENBACH

Ein Klassenlager ist eine schöne Sache.
Zum Beispiel in der Chasa Plans im
Unterengadin. Das Gruppenhaus der
StadtZürich liegt vor einer grünenWiese
amInn.Davor unddahinter erheben sich
die Berge. Man kann Volleyball spielen
im Freien, es gibt einen Grillplatz, nach
Zernez zum Nationalpark ist es mit der
Bahn nur eine Viertelstunde. Die ge-
täferten Einer- bis Viererzimmer ma-
chen einen gepflegten Eindruck.

Die Konditionen für einen Aufent-
halt in demmassivenEngadinerhaus sind
auf derWebsite der Stadt Zürich klar be-
schrieben: Für Schülerinnen und Schüler
von städtischenSchulenkostet eineÜber-
nachtung mit Vollpension 43 Franken,
Schulklassen ausserhalb der StadtZürich
zahlen 52 Franken pro Nacht und Kind.

Den grössten Teil dieser Kosten über-
nimmtdieSchulgemeinde.Obligatorische
Klassenlager,Projektwochen undExkur-
sionen vonPrimar- undSekundarschulen
gehören zum von der Bundesverfassung
garantierten unentgeltlichen Schulunter-
richt dazu.Daher dürfen Eltern lediglich
die Verpflegungskosten in Rechnung ge-
stellt werden, die sie einsparen,wenn das
Kind im Klassenlager ist.

22, 16 oder 8 Franken pro Tag?

Die Beiträge sind entsprechend mode-
rat. Stefan Meierhans allerdings findet:
In Zürich und auch in anderen Kanto-
nen zahlen Eltern viel zu viel. Für den
eidgenössischen Preisüberwacher steht
fest: In einem durchschnittlichen Haus-
halt belaufen sich die täglichen Aus-
gaben für Essen und Trinken auf maxi-
mal 8 Franken pro Kind. Meierhans be-
ruft sich dabei auf aktuelle Zahlen der
Schweizerischen Konferenz für Sozial-
hilfe und des Bundesamts für Statistik.

Damit stellt derPreisüberwacher auch
jenen Richtwert infrage, den das Bun-
desgericht 2017 in einem wegweisenden
Urteil in denRaumgestellt hatte.Damals
befanden die Lausanner Richter: «Der
maximal zulässige Betrag dürfte sich ab-
hängig vom Alter des Kindes zwischen
10 und 16 Franken pro Tag bewegen.»
Diese Bandbreite sei überholt, schreibt
Meierhans in seinemBericht,der vergan-
gene Woche publiziert wurde. Die neue
Grenze sei bei 8 Franken anzusetzen.

In Zürich freilich sieht man das ganz
anders: Seit 2015 gilt ein Maximalbetrag
von 22 Franken pro Verpflegungstag in
Klassenlagern und auf Exkursionen. Das
Urteil desBundesgerichtshatdarannichts

geändert. Die Zürcher Regierung stellte
sich damals auf den Standpunkt, dass
der «ungefähre Rahmen» der Lausan-
ner Richter für Zürich nicht bindend sei.
Es sei davon auszugehen, dass das Bun-
desgericht den Kantonen «einen gewis-
sen Ermessensspielraum» belassen wolle,
schriebderRegierungsrat 2018 inderAnt-
wort auf eineAnfrage aus dem Kantons-
rat. Die Beiträge seien akzeptiert. Man
rechne nicht damit, dass Zürcher Eltern
nachdemVerdikt ausLausannegegendie
hiesige Regelung vorgehen würden.

Das ist offenbar tatsächlich nicht
passiert. Das Volksschulamt hat die

22-Franken-Limite vor zwei Jahren
in einer weiteren Verfügung bestätigt.
Das Schulwesen ist schliesslich Sache
der Kantone und der Gemeinden. Und
auch nach dem Rundschreiben des
Preisüberwachers gibt sich das Amt
gelassen. Man nehme den Bericht aus
Bern ernst, sagt Martin Peter, der Lei-
ter des Rechtsdienstes und stellvertre-
tender Chef des Volksschulamts. Über
etwaige Konsequenzen für Elternbei-
träge könne er nichts sagen. Dafür sei
es zu früh. «Aber die Zahlen des Preis-
überwachers werden bei den Gemein-
den sicher Fragen auslösen.»

Gleichzeitig betont Peter, dass die
ZürcherKlassenlagergebühren lediglich
als Obergrenze zu verstehen seien. «Wir
gehendavonaus,dass nicht alleGemein-
den diesen Rahmen ausschöpfen.» Mit
anderenWorten:Die Kommunen sollen
und können selber bestimmen, wie viel
sie von den Eltern verlangen. Es darf
auch weniger als 22 Franken sein.

Der Kanton gibt Eckwerte vor, die
(Schul-)Gemeinden entscheiden selber,
was für sie am besten passt. So könnte es
sein, dass Gebühren für Klassenlager in
einzelnen Gemeinden tatsächlich etwas
näher bei den vom Bundesgericht vor-

geschlagenen 16 Franken pro Verpfle-
gungstag oder gar noch tiefer liegen.Zu-
mindest in der Theorie.

In der Praxis jedoch kann man sich
fragen: Wie soll das gehen? Unter-
schiedliche Elternbeiträge für Klassen-
lager setzen unterschiedlich hohe Kos-
ten für Essen undTrinken zu Hause vor-
aus. Sind diese Unterschiede in den 160
Gemeinden des Kantons derart ausge-
prägt, dass Elternbeiträge für Klassen-
lager von Schule zu Schule, von Ge-
meinde zu Gemeinde, von Rüschlikon
am Zürichsee bis Trüllikon imWeinland
markant von einander abweichen, wie
es dieAusführungen desVolksschulamts
nahelegen könnten?

Viele würden mehr verlangen

Das scheint unwahrscheinlich, imGegen-
teil. Die meisten, wenn nicht alle Ge-
meinden dürften den Rahmen ausnut-
zen, den ihnen das Volksschulamt ge-
geben hat. Die Stadt Zürich verrechnet
22 Franken proVerpflegungstag mit drei
Mahlzeiten,Bäretswil ebenso.Schulpräsi-
dent der Oberländer Gemeinde ist Theo
Meier, der auch Präsident des Verbands
Zürcher Schulpräsidien (VZS) ist. «Die
22 Franken sind der Standard im Kan-
ton», sagt Meier. «Die Gemeinden, mit
denen ich dieseWoche gesprochen habe,
verlangen alle diesenBetrag.»Härtefälle,
in denen man finanzschwachen Familien
entgegenkomme, gebe es wenige.

Der Präsident der Schulpräsiden-
ten lässt gar durchblicken, dass viele
Zürcher Schulgemeinden mehr Geld
von Eltern verlangen würden, wenn sie
könnten. Die Erwartung des Preisüber-
wachers indes hält Meier für proble-
matisch. Für die Gemeinden hätten tie-
fere Elternbeiträge höhere Kosten zur
Folge. Der VZS-Präsident sagt: «Ich bin
nicht sicher, ob alle Gemeinden da mit-
machen wollen. Vielleicht würden ein-
zelne Lager gestrichen.» Man stehe
schliesslich unter Spardruck.

Das 8-Franken-Regime würde sich
tatsächlich bemerkbar machen. Nach
einer Schätzung des Preisüberwachers
würden Zürcher Eltern von 9- bis 15-jäh-
rigen Schülern mit diesemTarif über 4,8
Millionen Franken sparen pro Jahr – die-
ser Betrag würde am Ende in den Ge-
meindekassen fehlen.

StefanMeierhans erwartet,dass seine
Zahlen Kantone und Gemeinden zu
einem Umdenken veranlassen. Ob das
passieren wird, ist offen. Der Preisüber-
wacher kannnurEmpfehlungenmachen.
Bindend sind seine Botschaften nicht.

In Bern und Nidwalden zahlen Eltern am meisten

Beiträge für Klassenlager, pro Verpflegungstag und Schüler, in Franken
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In der Wirtschaft angekommen – in der Politik noch nicht
Die albanische Gemeinschaft wünscht sich eine stärkere Stimme – das wurde an der Verleihung des Unternehmerpreises Swissalbs deutlich

DANIEL FRITZSCHE

Liridona Makica hat es geschafft. Die
31-Jährige ist eine erfolgreiche Unter-
nehmerin. Während der Corona-Pan-
demie gründete sie neben dem Stu-
dium eine private Spitex-Organisation.
Heute beschäftigt sie über fünfzig An-
gestellte an zwei Standorten, in Klo-
ten und Zürich, die Geschäfte laufen.
Spitex-Dienste sind gefragt, sie betreue
Kunden «von 4 bis über 100 Jahre alt»,
sagt Makica.

Am Samstagabend wurde die
Gründerin im Zürcher Kongresshaus
mit dem Unternehmerpreis des al-
banisch-schweizerischen Wirtschafts-
vereins Swissalbs ausgezeichnet. Es
ist ein Preis, der die Innovationskraft
der albanischen Gemeinschaft in der
Schweiz feiern will, wie es heisst. Über
500 Gäste waren vor Ort.

Liridona Makicas Leben ist typisch
für viele im Saal. Ihre Eltern flohen
1990 vor den politischen Unruhen in
Kosovo. In der Schweiz wurden sie auf-
genommen. Der Vater, der an der Uni-
versität Pristina Wirtschaft studierte,
arbeitete fortan auf einem Bauern-
hof; die Mutter kümmerte sich um die

sechs Kinder. Die fleissige Tochter Li-
ridona übernahm zu Hause bald viel
Verantwortung.

Auch beruflich zeigte sie Biss, wurde
früh zur Leiterin einer Pflegeeinrich-
tung befördert. Das sei nicht überall
gut angekommen, erzählte sie kürzlich
einer kosovarischen Zeitung. «Eine
Albanerin als Chefin, und dazu noch
so jung, das kann nicht gutkommen»,
habe man ihr gesagt. Es kam anders.
Heute ist Makica Gründerin und Ge-
schäftsführerin ihres eigenen KMU –
und stolze Preisträgerin.

Früher «Problemausländer»

Makica ist eine von mittlerweile vie-
len Unternehmerinnen und Unter-
nehmern mit albanischen Wurzeln im
Land. Neben ihr waren vier weitere
Gründer für den diesjährigen Swis-
salbs-Preis nominiert: ein Softwareent-
wickler, der CEO eines Digital-Health-
Startups, die Chefin eines Modelabels
und der Inhaber eines edlen Herren-
schuhgeschäfts.

Laut aktuellen Schätzungen sind in
der Deutschschweiz über 6000 Firmen
in den Händen von albanischstämmi-

gen Unternehmerinnen und Unter-
nehmern. Rund 650 von ihnen bewe-
gen sich im Netzwerk von Swissalbs.
Der Vereinspräsident und Zürcher
FDP-Politiker Përparim Avdili spricht
von einer erfreulichen Entwicklung.
«Unsere Community zeigt auf, dass er-
folgreiche Einwanderungsgeschichten
in der Schweiz funktionieren.»

Rund 300 000 Personen mit albani-
schen Wurzeln leben in der Schweiz.
Es ist damit eine der grössten Auslän-
dergruppen überhaupt. Während viele
Secondos in der hiesigen Wirtschaft
Fuss gefasst haben, gilt das für den
politischen Bereich noch nicht.

Es ist ein Umstand, auf den an
der Preisverleihung Islam Alijaj hin-
wies. Der Zürcher SP-Politiker wurde
vergangenes Jahr als erster National-
rat mit albanischer Herkunft über-
haupt gewählt; er nahm einen Preis für
soziales und gesellschaftliches Engage-
ment entgegen.

In seiner Rede sagte er: «Die Reprä-
sentation von Menschen mit albani-
schen Wurzeln entspricht bei weitem
nicht der Bedeutung, die Menschen mit
unserer Migrationsgeschichte für die
Schweizer Gesellschaft haben – ob kul-
turell, unternehmerisch oder auch im
Sport.» Diese Bedeutung müsse end-
lich auch politisch deutlich werden.

An den letzten Nationalratswahlen
nahmen schweizweit dreissig Kandida-
ten mit albanischen Wurzeln teil – ge-
wählt wurde bloss Alijaj. In den kan-
tonalen Exekutiven bildet die Luzer-
ner Regierungsrätin Ylfete Fanaj die
grosse Ausnahme.

SP-Nationalrat unterstützt FDP

Islam Alijaj nutzte die Bühne des
Kongresshauses, um für mehr gegen-
seitige Unterstützung zu werben. Er

wolle eine parteiübergreifende Bewe-
gung starten, um mehr albanischstäm-
mige Personen in die Parlamente und
Exekutiven der Schweiz zu hieven.
«Lasst uns entsprechende Kandidatu-
ren gemeinsam mit Geld und Exper-
tise unterstützen», sagte er.

Und er sprach auch direkt eineWahl-
empfehlung aus. Für die Zürcher Stadt-
ratswahlen vom Frühling 2026 sieht er
die beiden Stadtparlamentarier Përpa-
rim Avdili (FDP) und Reis Luzhnica
(SP) als ideale Kandidaten. «Lasst uns
die beiden auf ihremWeg in den Stadt-
rat unterstützen», sagte Alijaj. «Lassen
wir den Adler abheben!»

Dazu müssten die beiden aber zu-
erst überhaupt kandidieren.Angespro-
chen auf die unübliche Wahlempfeh-
lung des SP-Politikers, meinte Avdili,
der auch die städtischen Freisinnigen
präsidiert: «Ich würde es begrüssen,
wenn Zürich im Stadtrat mit einem
Secondo oder einer Seconda vertre-
ten wäre.» Wer für die FDP nomi-
niert werde, würden aber die Partei-
organe entscheiden. «Meine Aufgabe
und mein Ziel ist es, die FDP als Sie-
gerin in die nächsten Wahlen zu füh-
ren.» Eine Absage tönt anders.
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Unternehmerpreis


